
AD\645071DE.doc PE 378.900v02-00

DE DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT
2004 2009

Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr

2006/0103(CNS)

19.12.2006

STELLUNGNAHME
des Ausschusses für Verkehr und Fremdenverkehr

für den Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten

zu dem Vorschlag für eine Entscheidung des Rates zur Ermächtigung der 
Mitgliedstaaten, das Konsolidierte Seearbeitsübereinkommen der 
Internationalen Arbeitsorganisation aus dem Jahr 2006 im Interesse der 
Europäischen Gemeinschaft zu ratifizieren
(KOM(2006)0288 – C6-0241/2006 – 2006/0103(CNS))

Verfasserin der Stellungnahme: Rodi Kratsa-Tsagaropoulou















PE 378.900v02-00 2/7 AD\645071DE.doc

DE

PA_Legam



AD\645071DE.doc 3/7 PE 378.900v02-00

DE

KURZE BEGRÜNDUNG

Am 23. Februar 2006 verabschiedete die ILO (Internationale Arbeitsorganisation) auf ihrer 
94. Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz das Seearbeitsübereinkommen, das, wenn es 
in Kraft tritt, das erste weltweite Abkommen über internationale Arbeitsnormen in der 
Seeschifffahrt darstellt.

Dieses Seearbeitsübereinkommen ist so besonders wichtig, da es die rund 65 internationalen 
Seearbeitsnormen, die von der ILO seit ihrer Gründung im Jahre 1919 bis heute verabschiedet 
wurden, zusammenfasst und auf den neuesten Stand bringt. Das Übereinkommen fördert 
menschenwürdige Lebens- und Arbeitsbedingungen von Seeleuten, einen gerechteren 
Wettbewerb für Seeschiffahrtsunternehmen und Schiffeigner und wird schätzungsweise 
1,2 Millionen Seeleute betreffen. Auf diese Art und Weise wird gleichzeitig auch dem 
geringen Anteil der Ratifizierung vielfältiger Abkommen im Bereich der Seearbeit Rechnung 
getragen, da die verschiedenen Mitgliedstaaten bis heute nur einen Teil dieser internationalen 
Verträge betreffend die Seearbeit - je nach ihren Interessen - ratifiziert haben.

Das Seearbeitsübereinkommen wird in Kraft treten, sobald es von mindestens 30 Staaten 
ratifiziert ist, die zusammen mindestens 33 % der gesamten Bruttoregistertonnen der 
weltweiten Handelsflotte repräsentieren sollen.

Α. Menschenwürdige Lebens- und Arbeitsbedingungen

Das Übereinkommen enthält drei generelle Verpflichtungen bezüglich der Grundrechte und 
Grundsätze (Artikel III), mit denen die grundlegenden Beschäftigungs- und Sozialrechte von 
Seeleuten (Artikel IV) im Rahmen konkreter Regeln und Anwendungsleitlinien 
festgeschrieben werden, und zwar in fünf Titeln:

1. Mindestanforderungen an Seeleute für die Arbeit auf einem Schiff
2. Beschäftigungsbedingungen
3. Unterkunftsräume und Lebensbedingungen
4. Soziale Sicherheit und Wohlergehen
5. Erfüllung und Durchsetzung der Anforderungen des Übereinkommens und Zuweisung 

diesbezüglicher Verantwortlichkeiten

Es werden also Bereiche wie beispielsweise Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen, 
Gesundheit, Fortbildung, Sicherheit, Mindestanforderungen, Bedingungen für die 
Anheuerung, Einstellung, Arbeitsstunden, Schutz von Mindestlöhnen, Recht auf Urlaub, 
Repatriierung, Unterkunft auf dem Schiff und Sozialschutz in den Bestimmungen des 
Übereinkommens abgedeckt.

Das Übereinkommen betrifft Arbeitsnormen, die anwendbar sind für die Besatzung von 
Schiffen mit einem Bruttoraumgehalt von 500 Tonnen oder mehr im internationalen 
Schiffsverkehr (zwischen dem Flaggenstaat und ausländischen Häfen) oder im Schiffsverkehr 
zwischen ausschließlich ausländischen Häfen (also Häfen nur außerhalb des Flaggenstaates).

Β. Verhinderung des unlauteren Wettbewerbs
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Das Übereinkommen soll auf diese Weise gleichzeitig auch ein Klima des fairen Wettbewerbs 
gewährleisten. Die ausdrückliche „Nichtbegünstigungsklausel“ soll verhindern, dass Schiffe 
unter der Flagge von Staaten, die das Übereinkommen nicht ratifiziert haben, günstiger 
behandelt werden als Schiffe, die unter der Flagge von Staaten fahren, die das 
Übereinkommen ratifiziert haben. So werden die Flaggenflotten von Staaten, die das 
Übereinkommen unterzeichnet haben, geschützt, es werden korrekte Arbeitsbedingungen für 
die Besatzung festgeschrieben und das Sozialdumping auf Kosten von Seeleuten und 
Reedereibetrieben, die korrekte Arbeitsnormen im Rahmen nationaler Rechtsvorschriften 
anwenden, wird vermieden. Diese Bestimmungen wirken sich auch positiv auf die 
Vermeidung der Gefahr aus, dass auf Kosten der europäischen Arbeitsmarktlage immer 
weniger europäische Seeleute angeheuert werden, schließlich bestehen im Vergleich zu den 
Schiffen aus Staaten, in denen die Arbeitskräftekosten extrem niedrig sind, beträchtliche 
Unterschiede bezüglich der Löhne und Sozialleistungen.

C. Verantwortung für die Anwendung des Übereinkommens

Die Zuweisung von Verantwortlichkeiten für die Umsetzung des Übereinkommens hat zum 
Ziel, die wirksame und glaubwürdige Umsetzung der Normen für die Seearbeit zu 
gewährleisten, indem ein Zertifizierungssystem von den Hafen- und Flaggenstaaten 
betreffend die Einhaltung der in dem Übereinkommen verankerten Normen und die 
Durchführung der notwendigen Inspektionen geschaffen wird.

Die Einführung des Zertifizierungssystems und der Erklärung über die Erfüllung der 
Seearbeitsnormen stellen eine Innovation dar, durch die die Einhaltung der Normen des 
Übereinkommens nachgewiesen werden kann. So muss jedes Schiff über ein Zertifikat seines 
Flaggenstaates verfügen, sofern es die nationalen Rechtsvorschriften und Bestimmungen, die 
im Rahmen der Umsetzung der Bestimmungen des Seearbeitsübereinkommens ergriffen 
wurden, erfüllt. Das Zertifikat wird von der Erklärung ergänzt, in der die nationalen 
Rechtsvorschriften zur Umsetzung des Übereinkommens erläutert sind. Dies kann vom 
Hafenstaat überprüft werden (Durchführung von Inspektionen und etwaiges Festhalten eines 
Schiffes im Falle von Zweifeln bezüglich der Normerfüllung im Hafen).

D. Umsetzung in die gemeinschaftliche Rechtsnorm

Der Text des Übereinkommens deckte eine weite Palette von Bereichen und Politiken ab, die 
im gemeinschaftlichen Rechtssystem entweder in die alleinige Kompetenz der Gemeinschaft 
fallen (z.B. Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit) oder die – was für die meisten 
Bestimmungen des Übereinkommens gilt – in die gemeinsame Zuständigkeit der 
Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten fallen (z.B. Arbeitsbedingungen, Gleichstellung, 
Nichtdiskriminierung, Gesundheitsschutz und medizinische Versorgung). Im Hinblick auf die 
Bestimmungen des Übereinkommens betreffend Bereiche, die ausschließlich in die 
Zuständigkeit der EU fallen, ermächtigt die Entscheidung des Rates die Mitgliedstaaten, diese 
im Interesse der Gemeinschaft zu ratifizieren.

E. Stellungnahme der Berichterstatterin

Die Berichterstatterin begrüßt die Unterzeichnung des Übereinkommens, das einen Beitrag 
dazu leisten wird, die wichtigsten Arbeits- und Sozialrechte der Seeleute zu verankern, und 
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angemessene Lebensbedingungen, berufliche Aufstiegsmöglichkeiten zu See und qualitativ 
hochwertige Bildungs- Fortbildungsmaßnahmen zu gewährleisten. Für die europäische Flotte 
insbesondere ist es dringend notwendig, dass eine berufliche Karriere zu See attraktiv 
gestaltet wird, da es in der EU einen alarmierenden Mangel an Seeleuten gibt, wie in den 
letzten Jahren deutlich geworden ist (in der Gemeinschaft mangelt es an 17 000 Seeleuten).

Die Berichterstatterin empfiehlt, um die notwendige Rechtssicherheit zu garantieren und 
irreführende Interpretationen zu vermeiden, dass die Mitgliedstaaten in dem original 
Kommissionsvorschlag für eine Entscheidung des Rates eindeutig dazu ermächtigt werden 
sollten, die Bestimmungen des Übereinkommens, die nach dem Vertrag in den 
Zuständigkeitsbereich der Gemeinschaft fallen, zu ratifizieren .

Die Berichterstatterin begrüßt ebenfalls die Entscheidung der Kommission, die Sozialpartner 
bezüglich der geeignetsten Verfahren für die Umsetzung des Übereinkommens auf 
europäischer Ebene zu konsultieren. Sie weist darauf hin, dass der Ratifizierungsprozess 
aufgrund der Vielzahl und Unterschiedlichkeit der betroffenen Bereiche und Organisationen 
(Sozialpartner und andere Gremien, nationale Parlamente) sowie aufgrund der großen Anzahl 
von Vertragsparteien nicht durch einen zu engen Zeitrahmen beeinträchtigt werden sollte. Um 
genügend Zeit für das Ratifizierungsverfahren zur Verfügung zu haben, schlägt die 
Berichterstatterin der Kommission vor, die Frist für den Beginn der Ratifizierungsverfahren 
durch die Mitgliedstaaten mindestens auf den 31. Dezember 2010 auszudehnen.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr ersucht den federführenden Ausschuss für 
Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu 
übernehmen:

Vorschlag der Kommission Änderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Titel

Vorschlag für eine ENTSCHEIDUNG DES 
RATES zur Ermächtigung der 
Mitgliedstaaten, das Konsolidierte 
Seearbeitsübereinkommen der 
Internationalen Arbeitsorganisation aus dem 
Jahr 2006 im Interesse der Europäischen 
Gemeinschaft zu ratifizieren

Vorschlag für eine ENTSCHEIDUNG DES 
RATES zur Ermächtigung der 
Mitgliedstaaten, das 
Seearbeitsübereinkommen 2006 der 
Internationalen Arbeitsorganisation im 
Interesse der Europäischen Gemeinschaft zu 
ratifizieren

Begründung

Der Titel des Vorschlags muss mit dem endgültigen offiziellen Wortlaut des Titels des 
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Übereinkommens übereinstimmen.

Änderungsantrag 2
Erwägung 1

(1) Das Konsolidierte 
Seearbeitsübereinkommen der 
Internationalen Arbeitsorganisation 
(nachstehend IAO) von 2006 wurde am 
23. Februar 2006 von der Seeverkehrstagung 
der Internationalen Arbeitskonferenz 
angenommen, die von der IAO nach Genf 
einberufen worden war.

(1) Das Seearbeitsübereinkommen 2006 der 
Internationalen Arbeitsorganisation 
(nachstehend IAO) wurde am 23. Februar 
2006 von der Seeverkehrstagung der 
Internationalen Arbeitskonferenz 
angenommen, die von der IAO nach Genf 
einberufen worden war.

Begründung

Der Titel des Vorschlags muss mit dem endgültigen offiziellen Wortlaut des Titels des 
Übereinkommens übereinstimmen.

Änderungsantrag 3
Artikel 1

Die Mitgliedstaaten werden hiermit 
ermächtigt, das am 23. Februar 2006 
angenommene Konsolidierte 
Seearbeitsübereinkommen der IAO aus dem 
Jahr 2006 zu ratifizieren.

Die Mitgliedstaaten werden hiermit 
ermächtigt, die in die 
Gemeinschaftskompetenz fallenden Teile 
des am 23. Februar 2006 angenommenen 
Seearbeitsübereinkommens 2006 der IAO 
zu ratifizieren.

Begründung

Die meisten Bestimmungen des Übereinkommens betreffen Kompetenzen, die von der 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten geteilt werden. Das Übereinkommen enthält aber 
auch ausdrückliche Bestimmungen zu Bereichen, die ausschließlich in die Kompetenz der 
Gemeinschaft fallen. Rechtlich gesehen sind die Mitgliedstaaten also nicht befugt, ein 
internationales Übereinkommen, das ausschließliche Kompetenzbereiche der Gemeinschaft 
betrifft, zu ratifizieren. Die Ermächtigung zur Ratifizierung betrifft also nur diese Bereiche.
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VERFAHREN 

Titel Vorschlag für eine Entscheidung des Rates zur Ermächtigung der 
Mitgliedstaaten, das Konsolidierte Seearbeitsübereinkommen der 
Internationalen Arbeitsorganisation aus dem Jahr 2006 im Interesse der 
Europäischen Gemeinschaft zu ratifizieren
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